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V E R S O R G U N G

Start des Klinischen 
 Krebs registers in Bremen
Bremen hat ein neues Krebsregistergesetz verabschiedet. Zukünftig 
können wichtige Rückschlüsse aus den gesammelten Daten gezogen 
werden – sowohl für den einzelnen Fall als auch für die Qualität der 
onkologischen Versorgung in Bremen.

Jährlich erkranken fast 500.000 Men-
schen in Deutschland an Krebs – Ten-
denz steigend. Immer neue Forschungs-
ergebnisse geben zwar ein tieferes 

Verständnis der Erkrankungen und ver-
sprechen bessere Therapien. Doch welche 
Therapie ist in der Praxis anderen überle-
gen? Werden medizinische Leitlinien be-
achtet? Und gibt es Unterschiede in der 
Behandlung? Diese Fragen können nur 
beantwortet werden, wenn alle wichtigen 
Daten im Laufe einer Krebserkrankung er-
hoben und für eine onkologische Qualitäts-
berichterstattung ausgewertet werden. Bis 
2018 sollen dafür in allen Bundesländern 
klinische Krebsregister eingerichtet wer-
den, die nach einheitlichen Vorgaben arbei-
ten. Ziel ist es, sichere und vergleichbare 
Aussagen über das Auftreten, die Behand-
lung und den Verlauf von Tumorerkrankun-
gen treffen zu können, und so eine Weiter-
entwicklung der Krebstherapie zu fördern.

Bremen hat bereits seit 1998 ein 
Krebsregister. Dies ist bisher ein rein 
epidemiologisches Register, für das Da-
ten zur Dia gnose und zur Sterblichkeit 
erhoben werden. Damit können zum 
Beispiel Aussagen zur Häufigkeit von 

Krebsneuerkrankungen und krebsbe-
dingten Sterbefällen und deren regiona-
ler Verteilung getroffen werden. Klinische 
Krebsregister hingegen erheben Daten zur 
Diagnose, zur Therapie, zu den Behand-
lungsschritten bis hin zu Rückfällen – sie 
analysieren also den Verlauf der Erkran-
kung. Zukünftig soll es ein kombiniertes 
klinisch-epidemiologisches Krebsregister 
in Bremen geben. 

Datenerhebung

Krankenhäuser, niedergelassene Ärzte und 
Einrichtungen, die z. B. Gewebeproben un-
tersuchen, melden Daten von allen Patien-
ten, die in Bremen aufgrund einer Krebs-
erkrankung behandelt werden, an das 
Krebsregister. Welche Daten übermittelt 
werden, ist bundeseinheitlich festgelegt.

Das bisherige epidemiologische Krebs-
register bestand aus einer Vertrauensstelle 
und einer Auswertungsstelle. Diese Unter-
teilung, die dem Schutz der personenbezo-
genen Daten dient, wird auch beim neuen 
Register fortgeführt. Bei der Vertrauens-
stelle, die wie bisher bei der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Bremen angesiedelt 
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Ab sofort gibt es in Bremen einen 
neuen Anbieter von qualifiziertem 
Krankentransport. Die Innenbe-
hörde der Hansestadt hat dem Un-
ternehmen „Alpha-Ambulanz“ die 
 Genehmigung für den Betrieb von 
drei Krankentransportwagen erteilt. 
 Damit wird der Wettbewerb belebt, 
denn bislang teilten sich zwei An-
bieter, beides Tochterunternehmen 
der Unternehmensgruppe Falk, den 
Markt. 
Durch den fehlenden Wettbewerb 
mussten die Krankenkassenverbän-
de bislang einige vertragliche Be-
dingungen akzeptieren, obwohl 
diese spürbare Mehrkosten für die 
Versicherten zur Folge hatten. Ins-
besondere schlug die Einführung 
des so genannten Desinfektionszu-
schlags zu Buche. Die Landesvertre-
tung erwartet nun positive Effekte 
für die Verhandlungen und die Qua-
lität. Profitieren werden aber vor 
allem die Versicherten, wenn drei 
weitere Krankenwagen im Stadtge-
biet zur Verfügung stehen. 

K R A N K E N T R A N S P O R T

Wettbewerb belebt
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bremen

an den Gemeinsamen Bundesausschuss 
und den Spitzenverband Bund der Kran-
kenkassen übermittelt. Letzterer soll alle 
fünf Jahre einen Bericht über die bundes-
weiten Ergebnisse der klinischen Krebsre-
gistrierung veröffentlichen. 

Sitz und Finanzierung

Sitz des kombinierten klinisch-epidemio-
logischen Krebsregisters wird das Leibnitz 
Institut für Präventionsforschung und Epi-
demiologie – BIPS sein. Für die Finanzie-
rung der Investitionskosten sind die Län-
der zuständig. Die Deutsche Krebshilfe 
fördert den Ausbau des Krebsregisters im 
Land Bremen mit zusätzlich 393.000 Euro, 
die laufenden Kosten werden mit einer 
bundeseinheitlichen Pauschale von 119 
Euro pro Fall zu 90 Prozent von den Kran-
kenkassen finanziert – den Rest zahlt das 
Land Bremen.

Bereits seit dem 1. Mai kann das Regis-
ter sowohl klinische als auch epidemiolo-
gische Meldungen entgegennehmen. Es 
gibt aber noch viele „Baustellen“, wie zum 
Beispiel die Weiterentwicklung der elekt-
ronischen Datenverarbeitung, um die kom-
plexen Aufgaben leisten zu können. Nach 
bundesgesetzlicher Vorgabe soll die Auf-
bauphase bis Ende 2017 abgeschlossen 
sein. Zu diesem Zeitpunkt soll überprüft 
werden, ob die Krebsregister alle Vorga-
ben einhalten. Nur wenn das der Fall ist, 
wird die Förderung durch die Krankenkas-
sen weitergeführt.  

sein wird, gehen die Meldungen ein. Hier 
werden alle Informationen zu einem Pati-
enten zusammengefügt. Von hier aus wird 
auch bei den Krankenhäusern und Ärzten 
nachgefragt, wenn Unklarheiten auftau-
chen, und auch Daten des Mammografie-
Screenings einbezogen. So steht am Ende 
ein aussagekräftiger Datensatz über den 
Krankheits- und Behandlungsverlauf, der 
den Behandlern zusammengefasst zurück-
gemeldet wird. 

Anschließend werden die personenbe-
zogenen Daten verschlüsselt und gemein-
sam mit den medizinischen Daten an die 
Auswertungsstelle übermittelt.

Auswertung

Die Auswertungsstelle ist beim Leibnitz In-
stitut für Präventionsforschung und Epide-
miologie – BIPS angesiedelt. Hier werden 
verschiedene Analysen der Daten durchge-
führt. Diese sollen den Behandlern Infor-
mationen zur Qualität der onkologischen 
Versorgung in Bremen liefern, es werden 
aber auch Berichte zur Information der Öf-
fentlichkeit erstellt. Die Daten werden na-
türlich auch weiterhin zur epidemiolo-
gischen Auswertung genutzt und für die 
Zertifizierung onkologischer Zentren.

Es werden zudem unterschiedliche 
bundesweite Auswertungen durchgeführt. 
Bestimmte epidemiologische Daten erhält 
das Zentrum für Krebsregisterdaten beim 
Robert Koch Institut. Klinische Daten und 
Auswertungen auf Landesebenen werden 

Die Einrichtung des klinischen 
Krebsregisters ist ein entscheiden-
der Schritt in der onkologischen 
Qualitätssicherung. Mit ihm wird 
es möglich, zu erfassen, wie die Be-
handlung von Krebserkrankungen 
verläuft. Das Besondere: Es wer-
den Therapien in allen Stationen 
und Sektoren der Erkrankung er-
fasst, ambulant und stationär. So 
wird es möglich zu bewerten, wel-
che Behandlungswege besser zum 
Ziel führen oder wie die Lebensqua-
lität durch schonendere Verfahren 
verbessert werden kann. Es hat lan-
ge gedauert, aber wenn bis 2018 alle 
Bundesländer klinische Krebsre-
gister eingerichtet haben, wird dies 
ein Gewinn für die Behandlung von 
Krebserkrankungen sein. 
Was lange währt … Das gilt auch für 
die elektronische Gesundheitskarte. 
Die Idee, auf der Versichertenkarte 
einen Medikationsplan zu speichern, 
war 2001 die Initialzündung zum Te-
lematik-Projekt. Damals verursachte 
das Medikament Lipobay, ein Mittel 
zur Blutfettsenkung, in Kombinati-
on mit einem anderen Arzneimittel-
wirkstoff zahlreiche Todesfälle. Mit 
dem E-Health-Gesetz hat Bundes-
gesundheitsminister Gröhe diesem 
sinnvollen Projekt nun einen Schub 
gegeben. Damit kann die „Plastik-
karte“ endlich einen echten Mehr-
gewinn bringen, nämlich mehr Pa-
tientensicherheit durch bessere 
Kommunikationsmöglichkeiten zwi-
schen den Behandlern. Davon profi-
tiert der Patient.

K O M M E N T A R

Was lange währt
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KATHRIN HERBST  
Leiterin der  
vdek-Landesvertretung 
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Ab sofort wird die Dokumentation in vielen Bremer Pflegeeinrichtungen einfacher: Künftig soll nicht mehr jede pflegerische 
Maßnahme festgehalten werden, sondern nur noch Abweichungen von der Routine. Welche das jeweils sind, entscheidet die 
Pflegekraft eigenverantwortlich und bringt so ihr Fachwissen ein. Gleichzeitig wird bundesweit einheitlich definiert, welche 
fachlichen und rechtlichen Daten unbedingt erforderlich sind.
Ein Pilotprojekt in fünf Testregionen hat gezeigt: Durch das veränderte Konzept kann fast die Hälfte des Aufwandes für die Er-
fassung und ein Drittel für das Zusammenstellen der Daten eingespart werden. Dadurch bleibt mehr Zeit für die eigentliche 
Pflege, aber auch für Gespräche mit den Heimbewohnern. Das wiederum steigert auch die Motivation der Mitarbeiter. In Bre-
men werden zunächst 54 stationäre Altenpflegeheime die vereinfachte Dokumentation umsetzen, die anderen werden bis 
2016 folgen. Kathrin Herbst, Leiterin des vdek Bremen, begrüßt das neue Konzept: „Auch mit einer sinnvoll reduzierten Doku-
mentation lassen sich die fachlichen Standards einhalten und die Kommunikation aller Beteiligten zur Situation des Pflege-
bedürftigen gewährleisten. Das ist uns wichtig.“

P F L E G E

Mehr Zeit für Heimbewohner, weniger Zeit für die Dokumentation

E - H E A L T H - G E S E T Z

Elektronische Gesundheitskarte 
bekommt mehr Funktionen
Bisher trägt sie nur das Foto des Versicherten, seine Versichertendaten 
und die für die Leistungsabrechnung wichtigen Daten, wie Krankenkasse 
und Versichertennummer – das soll sich bald ändern.

D
ie elektronische Gesundheitskar-
te kann, bis auf die Identifikati-
onsmöglichkeit durch das Versi-
chertenfoto, kaum mehr als die 

alte Krankenversicherungskarte. Zu un-
einig waren sich die Beteiligten über die 
Bedingungen zur Ausweitung auf Me-
dikationssicherheit und Patientenakte. 
Doch jetzt scheint es der Regierung mit 
der Umsetzung ernst zu sein. Bundesge-
sundheitsminister Hermann Gröhe hat mit 
dem jetzt verabschiedeten Entwurf des 
 E-Health-Gesetzes klare Fristen und finan-
zielle Sanktionsmöglichkeiten vorgegeben, 
die dafür sorgen sollen, dass die elektro-
nische Gesundheitskarte zukünftig ihrer 
Funktion gerecht werden kann. 

Ab Mitte 2018 sollen Versichertenda-
ten wie Name oder Anschrift schnell kor-
rigiert werden können. Derzeit ist es noch 
so, dass bei Änderung dieser Daten die 
Karte ausgetauscht werden muss. Durch 

die elektronische Vernetzung soll dies zu-
künftig nicht mehr notwendig sein. Damit 
ist dann auch die Voraussetzung für me-
dizinisch sinnvolle Anwendungen, wie 
beispielsweise, die elektronische Patien-
tenakte zu hinterlegen, geschaffen. Der 
Gesetzesentwurf lässt allerdings offen, 
wie diese gespeichert werden sollen. Die 
elektronische Gesundheitskarte selbst ist 
als Speichermedium umfangreicher Da-
ten nicht geeignet, so dass einzig die Spei-
cherung auf einem sicheren Server sinn-
voll erscheint. Sicherheit ist auch wichtig 
beim Zugang zum geschlossenen Netz 
der Telematik-Infrastruktur: Der wird nur 
über die elektronische Gesundheitskar-
te zusammen mit dem Heilberufsausweis 
der Leistungserbringer möglich sein.

Ab Oktober 2016 sollen Patienten, de-
nen mindestens drei Medikamente gleich-
zeitig verordnet werden, Anspruch auf ei-
nen Medikationsplan durch den Hausarzt 

haben. Dieser Plan soll ab 2018 elektro-
nisch über die Gesundheitskarte in den 
Praxen abrufbar sein. Ab diesem Zeit-
punkt sollen auch wichtige Patientenda-
ten für den Notfall auf der Karte gespei-
chert werden können, wenn der Patient 
dies wünscht.

Damit wird ein großer Schritt in Rich-
tung verbesserte Kommunikation und 
damit einem Mehr an Patientensicher-
heit gegangen. Denn bisher liegen Infor-
mationen oft nicht rechtzeitig vor, weil 
Arztbriefe noch immer per Post versen-
det werden.  
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E R S A T Z K A S S E N F O R U M

Grund zum Feiern: 25 Jahre  
Bremer Landesvertretung der Ersatzkassen
Am 15. April hatte der vdek eingeladen, um das 25jährige Bestehen der Bremer Landesvertretung  
zu feiern. Gleichzeitig verabschiedeten die Ersatzkassen Karl L. Nagel in den Ruhestand und hießen  
Kathrin Herbst als neue Leiterin der Landesvertretung willkommen.

F
ünfundzwanzig Jahre planen, ver-
handeln und gestalten – in die-
ser Zeit hat sich vieles verändert. 
Nicht nur das medizinische Wissen 

hat sich rasant vermehrt, sondern auch 
der Anspruch der Patienten, mit dem sie 
dem Gesundheitssystem begegnen. Aber 
auch das gesellschaftliche Selbstverständ-
nis, wie Gesundheitssenator Dr. Hermann 
Schulte-Sasse in seinem Grußwort be-
merkte, hat sich gewandelt. Während ur-
sprünglich die Solidarität der Versicher-
tengemeinschaft der Konsens war, der alle 
Kräfte bündelte, hätten seit Einführung 
des Wettbewerbs in die Krankenversiche-
rung Eigenverantwortung und Prämien-
rückvergütung die Bedeutung der Solida-
rität in den Hintergrund gedrängt.

Norbert Blüm gab Initialschuss

Bei der Gründung des Verbandes 1912 war 
der Grundgedanke der solidarischen Un-
terstützung in Notlagen prägend. Damals 

hatten sich neben den Allgemeinen Orts-
krankenkassen, als Pflichtkassen für Ar-
beiter, freiwillige „Hilfskassen“ zumeist 
für Angestellte gebildet, die sich unter 
dem Dach des jetzigen Verbandes der Er-
satzkassen zusammenfanden, wie Ulri-
ke Elsner, Vorstandsvorsitzende des vdek 

berichtete. Den Initialschuss für Landes-
vertretungen des Verbandes gab es dann 
allerdings erst 1989 mit dem Gesund-
heitsreformgesetz des damaligen Gesund-
heitsministers Norbert Blüm. Mit dieser 
grundlegenden Strukturreform des Ge-
sundheitssystems wurde das Recht der ge-
setzlichen Krankenversicherung in vielen 
Teilen neu geregelt und im fünften Sozial-
gesetzbuch (SGB V) zusammengefasst. Im 
Konzept zur „Stärkung der regionalen Kom-
petenz der Ersatzkassen“ hieß es damals:

„Es ist erforderlich, den neuen regio-
nalen Aufgaben gerecht zu werden und 
die Vertretung unserer Interessen in den 
Ländern und insbesondere gegenüber 
den Länderregierungen zu verbessern. 
Auch die Interessenvertretung der Er-
satzkassen auf kommunaler Ebene ist zu 
intensivieren. Zu diesem Zweck werden 

die bestehenden Landesausschüsse zu 
Landesvertretungen ausgebaut und mit 
hauptamtlich tätigen Kräften verstärkt.“

14 Mitgliedskassen wurden durch den 
damals noch in VdAK (Verband der An-
gestellten Krankenkassen) und AEV (Ar-
beiter Ersatzkassen Verband) geteilten 
Verband vertreten. Durch Fusionen sind 
daraus inzwischen sechs Mitgliedskassen 
geworden, deren Marktmacht mit derzeit 
38 Prozent der Versicherten bundesweit 
und mehr als 44 Prozent im Land Bremen 
kontinuierlich wächst.

Maßgabe „gut und bezahlbar“

Der vdek ist gegründet worden, um die In-
teressen seiner Mitgliedskassen zu ver-
treten. Diese wiederum vertreten die bei 
ihnen versicherten Menschen, die eine 

»Dass im Gesundheitswesen 
alles funktioniert, ist nicht 
aufsehenerregend, sondern 
im Gegenteil sehr beruhi-
gend.«   Karl L. Nagel

GRUPPENBILD MIT DAME: (von rechts) KV-Vorsitzender Dr. Jörg Hermann, vdek-Leiter Karl L. Nagel, vdek-
Vorsitzende Ulrike Elsner, Gesundheitssenator Dr. Hermann Schulte-Sasse

FO
TO

  v
de

k



verband der ersatzkassen. juli 2015 /seite 05

 

gute Versorgung erwarten, aber bezahl-
bare Beiträge wollen. Und so gilt für die 
Arbeit des Verbandes, dass mit der Maß-
gabe „gut und bezahlbar“ Verträge und 
damit die Leistungen vor Ort gestaltet 
werden. Dabei versteht sich der vdek als 
Plattform für Meinungsbildungsprozesse, 
Informationsplattform unter anderem für 
Vertragsdaten bundesweit und Dienst-
leister mit Synergieeffekt: Von den Leis-
tungen, die einmal erbracht werden, pro-
fitieren alle sechs Mitgliedskassen.

Zu den Aufgaben des vdek  sagte 
Karl L. Nagel, der bisherige Leiter der 
Landesvertretung: „Über Verbandsarbeit 

wird kaum jemand in Jubel ausbrechen, 
denn es geht um trockene Materie. Ver-
handlungen führen, Verträge in Gremi-
en abstimmen, Gesetze verfolgen und vor 
Ort gewährleisten, dass umgesetzt wer-
den kann, was Politik beschlossen hat – 
all dies geschieht in der Regel hinter ver-
schlossenen Türen und erregt in nur sehr 
seltenen Fällen Aufsehen.“ Aber so er-
fülle jede Institution im Zusammenspiel 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
ihre Aufgabe: Die Selbstverwaltung von 
Krankenkassen und Vertragspartnern 
gestaltet in ihrem Kräftespiel die Versor-
gungslandschaft, Rahmen und Richtung 
werden durch die Politik gesetzt. Und 
dass dies alles – zum Wohle der Gesell-
schaft – funktioniere, das sei eben nicht 
aufsehenerregend, sondern im Gegenteil 
sehr beruhigend, so Nagel.

Abschied und Neubeginn

Sind 25 Jahre Bestehen der vdek-Landes-
vertretung in Bremen schon ein Grund 
zum Feiern, konnte der bisherige Lei-
ter der Landesvertretung am Tag des Er-
satzkassenforums eine noch viel beacht-
lichere Zahl vorweisen: Nach 50 Jahren 
im Dienst der gesetzlichen Krankenver-
sicherung, 19 Jahre davon als Leiter der 
vdek-Landesvertretung Bremen, ging 

Karl L. Nagel in den Ruhestand. Er nutz-
te die Feierstunde um Resümee zu ziehen 
und sich von zahlreichen Gästen und lang-
jährigen Weggefährten zu verabschieden. 
Auch erinnerte er an die wahrlich beschei-
denen Anfänge der Landesvertretung: Im 
wörtlichen Sinne unter dem Dach der 
hkk, nur wenige Meter neben dem heuti-
gen Büro, standen ihre ersten Schreibti-
sche. Eine eigene Leitung kam zwei Jahre 
später hinzu. Nagel übernahm die Bremer 
Geschäfte 1997, vor zehn Jahren kam die 
Leitung der vdek-Vertretung in Mecklen-
burg-Vorpommern hinzu.

Nun übergab er die Leitung der Lan-
desvertretung Bremen an Kathrin Herbst. 
Kathrin Herbst ist seit 2011 Leiterin der 
vdek-Landesvertretung Hamburg (siehe 
„Zur Person“ auf dieser Seite). Mit Über-
nahme der Verantwortung auch für die 
Bremer Landesvertretung führt sie nun 
die Landesvertretungen beider Hanse-
städte.

Auf die Begrüßung, die Herr Dr. Vauth 
von der Handelskrankenkasse als Lan-
desausschussvorsitzender im Namen 
der Ersatzkassen in Bremen aussprach, 
sagte sie: „Ich bin mir bewusst, dass, ne-
ben allen Parallelen zwischen Hamburg 
und Bremen als Stadtstaaten, jede Stadt 
ihr ganz eigenes Verständnis hat. Die-
ses in Bremen kennenzulernen, darauf 
bin ich neugierig und freue mich auf die 
neue Aufgabe mit den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Bremer Landesver-
tretung.“  

DIE NEUE UND DER ALTE: Kathrin Herbst tritt die 
Nachfolge von Karl L. Nagel an
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ABSCHIED: LA-Vorsitzender Dr. Christoph Vauth überreicht Karl L. Nagel im Namen der Ersatzkassen ein Geschenk.
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Kathrin Herbst ist seit 1. Mai die 
neue Leiterin der Landesvertretung 
Bremen – und damit Bevollmächtig-
te für die Verhandlungen und den 
Abschluss von Versorgungsverträ-
gen für die Ersatzkassen in der Han-
sestadt. Die 55-jährige ist bereits 
seit 2011 Leiterin der vdek-Vertre-
tung in Hamburg. Das Gesundheits-
wesen kennt sie zudem aus ihrer 
langjährigen Tätigkeit als Presse-
sprecherin für verschiedene Klini-
ken in Hamburg. Sie ist verheiratet 
und hat zwei Söhne.

Z U R  P E R S O N
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G E B U R T S H I L F E

Bündnis: Natürliche Geburt  
ist machbar!
Eine natürliche Geburt macht Mutter und Kind stark. Das ist die Kern-
aussage des Bremer Bündnisses zur Förderung der natürlichen Ge-
burt. Nach zweijähriger Beratung will man nun in der Öffentlichkeit 
ein allgemeines Umdenken einleiten. 

H
intergrund ist die Tatsache, dass 
auch in Bremen etwa 30 Prozent 
aller Geburten per Kaiserschnitt 
stattfinden, ohne dass dieser im-

mer streng medizinisch indiziert ist. Um 
dies zu ändern, haben sich vor zwei Jah-
ren auf Einladung des Gesundheitssena-
tors Ärzte, Hebammen, Krankenkassen 
und gesundheitspolitische Akteure zum 
Bündnis zusammengeschlossen, Gemein-
sam haben sie alle Maßnahmen vor und 
während der Geburt überprüft und daraus 
einen Katalog von Empfehlungen entwi-
ckelt, wie jeder Schritt verändert werden 
muss, um eine natürliche Geburt zu för-
dern. „Es sollte alles getan werden, um die 
natürliche Geburt als eine tatsächliche Op-
tion für die Frauen zu erhalten“, sagte der 
Gesundheitssenator Dr. Schulte-Sasse bei 
der Vorstellung der Empfehlungen. Da-
bei müssen die Interessen von Mutter und 
Kind im Vordergrund stehen.

Diese Empfehlungen sind sehr detail-
liert: Sie fordern eine fundierte Informati-
on der Schwangeren über die Folgen des 

Kaiserschnitts auch für das Kind, die Bil-
dung von Beckenendlage-Teams, die bei 
Steißgeburten kompetent eingesetzt wer-
den können, oder Fallkonferenzen für alle 
Geburtshelfer, um aufgetretene Schwie-
rigkeiten zu besprechen. Auch eine wün-
schenswerte 1:1-Betreuung der Gebären-
den durch eine Hebamme steht auf der 
Liste der Empfehlungen.

Um die Kaiserschnittrate zu senken, 
müssen zudem einige gesellschaftliche 
und politische Rahmenbedingungen geän-
dert werden, sind sich die Teilnehmer des 
Bündnisses sicher. So gilt Schwangerschaft 
und Geburt in vielen Bereichen fälschli-
cherweise als „riskant“: Gesunde Schwan-
gere werden aus dem Arbeitsprozess per 
Beschäftigungsverbot herausgehalten. Im 
Mutterpass verunsichert der Begriff „Risi-
kokatalog“ und sollte ersetzt werden durch 
„Anamnesebogen“. Kliniken müssen mögli-
che Klagen in der Geburtshilfe fürchten und 
nehmen deshalb viele unnötige Eingriffe 
vor, die zum Kaiserschnitt führen können.

Signalwirkung für Bundesrepublik

Bremen nimmt mit dem breit aufgestellten 
Bündnis eine Vorreiterrolle ein. Mit den 
Empfehlungen möchte das Netzwerk ein 
Signal auch für andere Bundesländer und 
die nationale Debatte geben.

Ab Juni wird mithilfe einer gezielten 
Kampagne das Thema in den Fokus der 
breiteren Öffentlichkeit in Bremen geho-
ben. Auf Plakatwänden und in Radiospots 
soll unter anderem Frauen und ihre Fami-
lien deutlich gemacht werden: Eine natür-
liche Geburt ist machbar.  
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Vorsicht bei 
 Sponsoring!

Spenden und 
Sponso-
ring sind ge-

sellschaftlich an-
erkannt. Doch 
Selbsthilfegruppen 
sollten vorsichtig 
sein, von wem sie 
Geld nehmen oder 

sich eine Veranstaltung organisieren 
lassen: Unternehmen der Pharma- und 
Medizinproduktebranche verfolgen bei 
der Unterstützung von Selbsthilfegrup-
pen oft eigene Zwecke.
Darauf weist die Broschüre „Ungleiche 
Partner“ hin, die der vdek jetzt in aktu-
eller und erweiterter Auflage vorgelegt 
hat. Hauptforderung ist dabei Transpa-
renz. Nur so kann vermieden werden, 
dass Patientenselbsthilfegruppen ihre 
Unabhängigkeit verlieren. Der vdek for-
dert daher, dass Pharmafirmen regelmä-
ßig offenlegen, wen sie finanziell und 
auch indirekt unterstützen. 
Vor allem Selbsthilfeorganisationen 
auf Bundesebene erhalten zweifelhaf-
te „Angebote“ aus der Wirtschaft. Aber 
auch örtliche Gruppen können in den Fo-
kus geraten, ohne es zu merken: Schon 
Flyer oder nicht-objektive Fachbücher 
eines Unternehmens können zu uner-
wünschten Beeinflussungen führen. Die 
Einflussnahme ist oft subtil. 
Die vdek-Landesvertretung Bremen 
weist auf nicht-interessengeleitete Fi-
nanzierungshilfe durch die gesetzlichen 
Krankenkassen hin. Im laufenden Jahr 
fließen allein in Bremen 365.000 Euro 
in die gesundheitsbezogene Selbsthilfe. 
Darüber informiert auch der vdek regel-
mäßig und transparent.
Die Broschüre steht kostenlos im Inter-
net zur Verfügung unter www.vdek.com/
LVen/BRE/Vertragspartner/Selbsthilfe.
html
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B R E M E R  K L I N I K C L O W N S

„Die Freude ist nur  
ein schöner Nebeneffekt“
Es klopft – und die Augen der kleinen Patienten auf der Kinderkrebsstation der  
Prof.-Hess-Klinik strahlen: Die Klinikclowns sind da! Einmal in der Woche verzaubern  
die Clowns Wilma und Kurt den Kindern die oft schwere Zeit im Hospital.

S
eit 2001 gibt es die Klinikclowns in Bremen. Die sechs 
Frauen und Männer, die in Zweier-Teams in den ver-
schiedenen Einrichtungen auftreten, finanzieren sich ein-
zig durch Spenden (siehe Info-Kasten). Regelmäßig besu-

chen sie die Kinderstationen der Bremer Krankenhäuser sowie 
einige Pflegeeinrichtungen in Bremen und Bremerhaven. Zu ih-
ren Auftritten gehört immer eine professionelle Übergabe mit den 
Schwestern der Station: Welches Kind kann man besuchen, wel-
ches besser nicht, weil es gerade erst eine OP hatte, welche beson-
deren Situationen oder Ansteckungsgefahren erwarten die Clowns. 

Dann gehen sie los, klopfen an und warten ab, ob sie willkom-
men sind. „Manche Kinder haben auch erst Angst vor uns, dann 
halten wir uns zurück und bemühen uns, sie neugierig zu machen“, 
erklärt Julia Wiegmann alias Clown Wilma. Andere, die länger oder 
wiederholt auf der Station sind, kennen die Spaßmacher bereits 
und freuen sich sehr. „Wir versuchen vor allem, die Impulse, die 
von den Kindern kommen, aufzugreifen und clowneske Situationen 

daraus zu entwickeln.“ Egal wie schlecht es ihnen geht, im Spiel 
mit den Clowns, mit Seifenblasen, Pantomime und Musik, verges-
sen sie ihre Krankheit oft ganz schnell.

Ganz ohne Absichten

Ganz wichtig sei es, dass die Clowns nie zielorientiert auftre-
ten, betont Wiegmann: „Es würde nicht funktionieren, wenn eine 
Schwester sagt: ‚Geh da mal hin, das Kind braucht eine Ablen-
kung, ich muss es spritzen.‘ Wir sind absolut absichtslos – selbst 
die Freude ist ein schöner Nebeneffekt, aber nicht das Ziel.“ 

Auch mit stark beeinträchtigten oder traumatisierten Kindern 
kommen die Klinikclowns schnell in Kontakt. „Egal ob blind, taub, 
autistisch, es scheint ein Urverständnis für Komik zu geben“, ist Ju-
lia Wiegmann überzeugt. „Clowns dürfen auch berühren, sie sind 
nahbar. So können wir auch schwerstbehinderte Kinder zu einem 
Lächeln oder einer kleinen Entspannung verhelfen.“

Polonäse im Pflegeheim

Neben den Kinderstationen besuchen die Klinikclowns auch de-
mente Bewohner in Pflegeheimen. „Die Arbeit dort ist etwas an-
ders, wir singen andere Lieder, es ist oft ruhiger, aber die Form der 
Begegnung ist die gleiche.“ Schnelle Stimmungswechsel bei man-

chen Dementen kennt 
Wiegmann dabei – und 
nimmt es nicht persön-
lich. „Eine Frau hat uns 
monatelang abgelehnt, 
wir seien ja balla-bal-

la, und jetzt sind wir dickste Freunde“, erzählt sie. „Wenn ich kom-
me, fragt sie immer: ‚Kennste mich noch?‘“ Vor allem das Unkon-
ventionelle an den alten Patienten findet sie toll: „Mit denen kann 
man schön auf den Tischen tanzen und Polonäse machen.“

Leid und Tod bleibt natürlich nicht aus bei ihren Besuchen. 
Wenn ein Mensch, den sie oft besucht haben, plötzlich nicht mehr 
da ist, sind sie menschlich betroffen, aber sie haben als Clowns 
gelernt, im Hier und Jetzt zu sein – und weiterzumachen. Der 
nächste kleine oder große Patient wartet bereits auf Clown Wil-
ma und ihre Kollegen.  

»Clowns sind nahbar und 
dürfen auch berühren.«

CLOWN WILMA  bringt einen jungen Patienten zum Staunen
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Die Bremer Klinikclowns konnten kürzlich eine weitere gro-
ße Spende entgegennehmen: Anlässlich der Verabschiedung 
des vdek-Leiters Karl L. Nagels kamen insgesamt 1750 Euro 
zusammen. Ein großes Dankeschön von Karl L. Nagel und 
den Klinikclowns gilt allen Spendern. Weitere Infos finden 
sich im Internet unter www.bremerklinikclowns.de

I N F O



bremen

Der Bundesgesundheitsminister 
Gröhe hat einen weiteren Punkt auf 
seiner vollgepackten Agenda ab-
gearbeitet: Mitte Juni hat das Ver-
sorgungsstärkungsgesetz den Bun-
destag passiert. Insbesondere bei 
der Vergütung im Heilmittelbe-
reich als auch bei den Regelungen 
zum Medizinischen Dienst der Kran-
kenversicherungen (MDK) sind die 
Positionen der Ersatzkassen wie-
derzufinden. So dürfen in den Ver-
waltungsräten des MDK nun doch 
hauptamtliche Vertreter der Kran-
ken- und Pflegekassen vertreten 
sein. Ihr Anteil wird allerdings auf 
25 Prozent begrenzt. Darüber hinaus 
wird die Koalition an den Termin-
servicestellen festhalten und hat die 
Regelung der 4-Wochen-Frist auch 
auf die psychotherapeutische Be-
handlung ausgeweitet. 
Außerdem sollen die Kassenärztli-
chen Vereinigungen (KV) Arztsitze 
aufkaufen, wenn eine 140-prozenti-
ge Versorgung im jeweiligen Fach-
arztbereich vorliegt. Da für die all-
gemeine fachärztliche Versorgung 
Bremens Funktion als Oberzentrum 
berücksichtigt wird, wären aus die-
sem Bereich lediglich die Psychothe-
rapeuten (204 Prozent) und Kinder-
ärzte (164 Prozent) betroffen. Bei der 
spezialisierten fachärztlichen Ver-
sorgung z.B. durch Radiologen und 
Anästhesisten und der gesonderten 
fachärztlichen Versorgung durch bei-
spielsweise Humangenetiker und La-
borärzte wird die Funktion als Ober-
zentrum nach den Richtlinien des 
Gemeinsamen Bundesausschusses 
nicht berücksichtigt. Dadurch wäre 
bei den meisten Fachrichtungen die 
Überversorgung deutlich erreicht. 
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V E R S O R G U N G S S T Ä R K U N G S G E S E T Z

Überversorgung  
ab 140 Prozent soll 
abgebaut werdenFür Führungskräfte, Personalverant-

wortliche und Entscheider in klei-
nen und mittelständischen Unterneh-
men ist es unerlässlich, sich mit der 
betrieblichen Gesundheitsförderung 
auseinanderzusetzen. 24 Experten 
mit unterschiedlichen Arbeitsschwer-
punkten präsentieren die Vielfalt der 
Handlungsfelder, in denen sich be-
triebliche Gesundheitsförderung ge-
stalten lässt. Ihre Beiträge bieten 
Anregungen und praxisorientier-
te Unterstützung. Best-Practice-Bei-
spiele aus vier Unternehmen veran-
schaulichen, worauf es ankommt.

Simon Hahnzog (Hg.) 
Betriebliche Gesundheitsförde-
rung – das Praxishandbuch für 
den Mittelstand 
2014, 314 Seiten, € 44,99  
Springer Gabler, Springer Fach-
medien, Wiesbaden

Seit 30 Jahren ein Klassiker, der 
kritisch und kompetent über 15.000 
rezeptpflichtige und frei verkäufli-
che Medikamente, Naturheilmittel 
und Homöopathika bewertet. Kein 
Buch gegen Medikamente, sondern 
ein Handbuch für den sinnvollen 
Gebrauch von Arzneimitteln. Denn 
der Markt ist unübersichtlich: Auch 
wenn diese Auflage über 1500 neu 
entwickelte Medikamente aufführt, so 
kommen pro Jahr nur etwa 30 wirk-
lich neue Wirkstoffe auf den Markt, 
von denen nur wenige einen Fort-
schritt für die Behandlung bedeuten. 
Ein hilfreicher seriöser Wegweiser.

Kurt Langbein u.a. (Hg.) 
Bittere Pillen 2015-2017:  
Nutzen und Risiken der 
 Arzneimittel 
2014, 1024 Seiten, € 29,99 
Kiepenheuer & Witsch Köln

B Ü C H E R

Gesunde Mitarbeiter 
sind Chefsache

Wegweiser durch 
Pillen-Dschungel

Die Landes-
vertretung 
der Techni-

ker Krankenkasse in 
Bremen hat seit Jah-
resbeginn mit Sören 
Schmidt-Bodenstein 
einen neuen Leiter. 
Nach dem Studium 
der Politikwissen-
schaften, Volkswirt-

schaftslehre und Psychologie war er vier-
zehn Jahre in verschiedenen Positionen 
für den Verband der Angestellten-Kran-
kenkassen e.V. tätig, zuletzt als stellver-
tretender Leiter der Landesvertretung 
Hessen des Verbandes der Angestellten-
Krankenkassen. 
2008 wechselte er zur Techniker Kran-
kenkasse und verantwortete in Hessen 
den Vertragsbereich. Von Frankfurt kam 
er in die Hansestadt. Als Leiter der TK-
Landesvertretung Bremen sieht Schmidt-
Bodenstein seine Schwerpunkte in der 
Weiterentwicklung der Versorgungsland-
schaft und einer guten Zusammenarbeit 
mit den Partnern der Gesundheitswirt-
schaft in Bremen. Der 47-Jährige ist ver-
heiratet und hat zwei Kinder.

P E R S O N A L I E

Neuer Leiter  
der TK Bremen
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SÖREN SCHMIDT-
BODENSTEIN


